
  1 von 1 

 

10423 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Justizausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 23. September 2020 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das 2. Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 
in der Justiz (2. COVID-19-Justiz-Begleitgesetz – 2. COVID-19-JuBG) 

Die Abgeordneten Mag. Michaela Steinacker, Mag. Agnes Sirkka Prammer, Kolleginnen und Kollegen 
haben den dem gegenständlichen Beschluss des Nationalrates zugrundeliegenden Initiativantrag am 
14. September 2020 im Nationalrat eingebracht und wie folgt begründet: 
„Aufgrund der andauernden wirtschaftlichen Folgen der COVID 19-Krise ist es notwendig, in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geratene Kreditnehmer weiterhin zu entlasten. Der Fälligkeitstermin der 
betreffenden Leistungsverpflichtung hat nach geltender Fassung im Zeitraum zwischen 1. April 2020 bis 
31. Oktober 2020 zu liegen. Da die wirtschaftlichen Folgen der COVID 19-Krise noch andauern, ist es 
notwendig, den Anwendungszeitraum um weitere drei Monate zu verlängern. Dadurch endet der 
Zeitraum, in dem der Fälligkeitstermin der betreffenden Ansprüche des Kreditgebers auf Rückzahlung, 
Zins- oder Tilgungsleistungen zu liegen hat, nicht mehr am 31. Oktober 2020, sondern am 31. Jänner 
2021. 
Aus denselben Gründen werden die Fristen betreffend die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht bei 
Überschuldung sowie betreffend Kredite nach dem Eigenkapitalersatz-Gesetz erstreckt.“ 
Der Justizausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
6. Oktober 2020 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Ernest Schwindsackl. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Mag. Elisabeth Grossmann und Mag. 
Christine Schwarz-Fuchs. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Ernest Schwindsackl gewählt. 

Der Justizausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 6. Oktober 2020 mit Stimmeneinhelligkeit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2020 10 06 

 Ernest Schwindsackl Claudia Hauschildt-Buschberger 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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